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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Bruno Storni (sp, TI) reichte im Dezember 2021 eine Motion ein, mit welcher er den
Bundesrat beauftragen wollte, die Teilnahme der Schweiz am ERRU umzusetzen.
Gemäss dem Motionär sei der Bundesrat durch das SVG ohnehin dazu angehalten, ein
Informationssystem zu Strassenverkehrskontrollen zu führen und dieses mit anderen
Informationssystemen zu verlinken. Durch diesen Anschluss könne der gesetzliche
Auftrag umgesetzt werden und die Schweiz würde damit an Informationen über
ausländische Verkehrsteilnehmende gelangen, wodurch die Verkehrssicherheit erhöht
würde.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Er beabsichtige das STUG
anzupassen und damit die notwendige Rechtsgrundlage für den Anschluss an das ERRU
zu schaffen.
Der Nationalrat befasste sich in der Sondersession im Mai 2022 mit dem Vorstoss.
Bruno Storni betonte dabei insbesondere, dass das ERRU es ermögliche, nicht nur
Informationen über einzelne Chauffeure einzuholen, sondern auch über fehlbare
Transportunternehmen. Benjamin Giezendanner (svp, AG), der den Vorstoss bekämpft
hatte, argumentierte, dass die Schweiz primär die Schwerverkehrskontrollen stärken
müsse, um mehr Sicherheit beim Transportgewerbe zu erhalten. Beim Anschluss an das
ERRU hingegen stehe nicht der Sicherheitsaspekt, sondern die europäische Integration
im Vordergrund; das ERRU sei nämlich «ein wichtiges Instrument zur Durchsetzung von
EU-Recht». Dieses Argument von Giezendanner vermochte die Mehrheit des Rates
jedoch nicht zu überzeugen; mit 135 zu 49 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahm die
grosse Kammer die Motion an. Die ablehnenden Stimmen und die beiden Enthaltungen
stammten von den Mitgliedern der SVP-Fraktion. 1

MOTION
DATUM: 09.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die mögliche Teilnahme der Schweiz am ERRU stand in der Wintersession 2022 auf der
Traktandenliste der kleinen Kammer. Nachdem Charles Juillard (mitte, JU) die Vorteile
einer Teilnahme an diesem Informationssystem zu Strassenverkehrskontrollen erörtert
und sich auch Verkehrsministerin Sommaruga für die Annahme der entsprechenden
Motion Storni (sp, TI)  ausgesprochen hatte, nahm der Ständerat diese stillschweigend
an. 2

MOTION
DATUM: 06.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eisenbahn

Nachdem der Ständerat die bundesrätliche Vorlage ohne Änderungen gutgeheissen
hatte, beugte sich in der Herbstsession 2023 auch der Nationalrat über die Botschaft
zur Änderung des Eisenbahngesetzes (EBG) sowie zur Umsetzung der technischen
Säule des 4. EU-Eisenbahnpakets. Für die KVF-NR erläuterten Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, NE) und Kurt Fluri (fdp, SO) die grosse Bedeutung der Harmonisierung
technischer Vorgaben für die exportorientierte Bahnindustrie der Schweiz sowie für
den Personenverkehr. Die Kommissionsmehrheit beantragte ihrem Rat, dem
bundesrätlichen Entwurf vorbehaltlos zuzustimmen. Auch Bundesrat Albert Rösti
unterstrich die Wichtigkeit des Eisenbahnpakets für den internationalen
Eisenbahnverkehr, dessen integraler Bestandteil die Schweiz sei. Die grosse Kammer
beschloss daraufhin Eintreten ohne Gegenantrag.
Anlass zu Diskussionen gab aber wie bereits im Ständerat das
Verbandsbeschwerderecht von Behindertenorganisationen: KVF-NR-Mitglied Bruno
Storni (sp, TI) beantragte dem Nationalrat mit einem Minderheitsantrag, das
Verbandsbeschwerderecht für Behindertenorganisationen explizit in die Vorlage
aufzunehmen, um das Behindertengleichstellungsgesetz einzuhalten. Er forderte, dass
das BAV seine Aufgaben und Funktionen bezüglich der Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung im Schienenverkehr beibehalte. Das EU-Recht gehe im Bereich der
Barrierefreiheit des öffentlichen Verkehrs weniger weit als das Schweizer Recht und
bisher seien bei der European Railway Association (ERA) nur Teilaspekte der Schweizer
Anforderungen aufgegriffen worden. Die Kommissionsmehrheit hatte sich laut Fluri mit
14 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen gegen den Minderheitsantrag ausgesprochen, da
mit diesem die angestrebte Harmonisierung und Verfahrensbeschleunigung teilweise

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2023
LENA BALTISSER
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aufgehoben würde und die «verfassungsrechtlich zugesicherte Autonomie von
Menschen mit Behinderungen» im bundesrätlichen Entwurf gewährleistet sei. Mitte und
GLP teilten die Meinung der Kommissionsmehrheit und stellten sich gegen den
Minderheitsantrag. Unterstützung fand der Antrag bei der SP und den Grünen. Die
Fraktionen der SVP und FDP verzichteten auf ein Votum. 
Auch der Bundesrat lehnte das Anliegen Stornis ab, da der Antrag «mit dieser Vorlage
unvereinbar» sei. Die Zulassungsverfahren würden laut Rösti so wieder erschwert. Das
BAV prüfe weiterhin die Einhaltung des Behindertengleichstellungsgesetzes, worüber es
der ERA Bericht erstatte. Die spezifischen Schweizer Anforderungen würden dadurch
von der ERA berücksichtigt. Das Schweizer Verbandsbeschwerderecht sei zudem nicht
mit den EU-Bestimmungen vereinbar. Rösti versicherte aber, dass betroffene Personen
weiterhin Beschwerde einlegen könnten. Der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag
schlussendlich mit 121 zu 70 Stimmen ohne Enthaltung ab. 
In der Gesamtabstimmung hiess die grosse Kammer den bundesrätlichen Entwurf
sodann – wie bereits der Ständerat – einstimmig gut. 

Noch in derselben Session kam die Vorlage in die Schlussabstimmung. Beide Räte
sprachen sich einstimmig bei 195 bzw. 44 zu 0 Stimmen ohne Enthaltungen für die
Annahme des Entwurfs aus, womit das Geschäft erledigt war. 3

1) AB NR 2022, S. 652 f.
2) AB SR, 2022, S. 1189
3) AB NR, 2023, S. 1527 ff.; AB NR, 2023, S. 2156; AB SR, 2023, S. 1026
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